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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 30. —— 


(Nr. 9401.) Geſetz, betreffend die Kirchengemeindeordnung für die evangeliſch-lutheriſchen 
Kirchengemeinden Bornheim, Oberrad, Niederrad, Bonames, Niederurſel 
und Hauſen. Vom 2. Juni 1890. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
für die Kirchengemeinden Bornheim, Oberrad, Niederrad, Bonames, Niederurſel 
und Hauſen, was folgt: 

Artikel 1. 

Die in der anliegenden Kirchengemeindeordnung für die evangeliſch-lutheriſchen 
Kirchengemeinden Bornheim, Oberrad, Niederrad, Bonames, Niederurſel und 
Hauſen vom 11. März 1889 beſtimmten und nach den Vorſchriften derſelben 
zuſammengeſetzten Kirchengemeindeorgane üben die nachſtehenden Rechte nach Maß— 
gabe dieſes Geſetzes. 

Artikel 2. 

Der Kirchenvorſtand übt die ihm zugewieſenen Rechte in Betreff 

1) der Vertretung der Gemeinde in vermögensrechtlicher Beziehung und 
bei Verwaltung des Kirchenvermögens mit Einſchluß der kirchlichen 
Lokalſtiftungen, ſowie des Pfarrvermögens ($$. 9 und 10 Ziffer 12), 

2) der Verfügung über die Kirchengebäude ($. 10 Ziffer 2 Abſatz 2), 

3) der Vertretung der Gemeindeintereſſen in Beziehung auf die Schule 
($. 10 Ziffer 4), 

4) der Vertretung der Gemeinde bei Parochialveränderungen (§. 10 
Ziffer 11). 

Die zur Ausübung dieſer Rechte erforderlichen Beſchlüſſe werden nach $. 8 
Abſatz 2 und 3 gefaßt und Dritten gegenüber nach $. 11 feſtgeſtellt. 

Die Verwaltung der Kirchenkaſſe richtet ſich nach $$. 12 und 13. 
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Artikel 3. 

Die Gemeindevertretung ($. 15, §. 28, F. 31) übt die ihr im F. 18 zw 
gewieſenen Rechte. 

Die zur Ausübung derſelben erforderlichen Beſchlüſſe werden nach den 
$$. 16 und 17 gefaßt. 

Beſchlüſſe über Einführung eines neuen Vertheilungsmaßſtabes (§. 18 
Ziffer 6) bedürfen der Genehmigung der Staatsbehörde. Beſchlüſſe über Umlagen 
auf die Gemeindeglieder können erſt vollſtreckt werden, wenn ſie von der Staats⸗ 
behörde für vollſtreckbar erklärt worden ſind. 

Dieſe Erklärung iſt insbeſondere zu verſagen, wenn Bedenken hinſichtlich 
der Ordnungsmäßigkeit der Auferlegung, der Angemeſſenheit des Beitragsfußes 
oder der Leiſtungsfähigkeit der Pflichtigen beſtehen. 


Artikel 4. 


Zur Feſtſtellung von Gemeindeſtatuten bedarf es der vorgängigen Anerken- 
nung der Staatsbehörde, daß die entworfenen Beſtimmungen dieſem Geſetze nicht 


zuwider ſeien. 
Artikel 5. 


Beſchlüſſe der Kirchengemeindeorgane bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Ge 
nehmigung der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde in folgenden Fällen: 

1) bei dem Erwerb, der Veräußerung oder der dinglichen Belaſtung von 

Grundeigenthum, 

2) bei der Veräußerung von Gegenſtänden, welche einen geſchichtlichen, 
wiſſenſchaftlichen oder Kunſtwerth haben, 

3) bei Anleihen, ſoweit ſie nicht blos zu vorübergehender Aushülfe dienen 
und aus der laufenden Einnahme derſelben Voranſchlagsperiode zurück⸗ 
erſtattet werden können, 

4) bei der Einführung oder Veränderung von Gebührentaxen, 

5) bei der Errichtung neuer, für den Gottesdienſt, die Geiſtlichen oder 
andere Kirchendiener beſtimmten Gebäude, 

6) bei der Anlegung oder veränderten Benutzung von Begräbnißplätzen, 

7) bei der Ausſchreibung, Veranſtaltung oder Abhaltung von Sammlungen 
außerhalb der Kirchengebäude, 

8) bei einer Verwendung des kirchlichen Vermögens zu anderen, als den 
beſtimmungsmäßigen Zwecken. 

Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe an andere Gemeinden oder zur Unter⸗ 
ſtützung evangeliſcher Vereine oder Anſtalten, ſofern dieſelben einzeln zwei Prozent 
und im Geſammtbetrage eines Etatsjahres fünf Prozent der Solleinnahme nicht 
überſteigen, bedürfen nicht der Genehmigung der Staatsbehörde. 


Artikel 6. 


In Betreff der Schenkungen und letztwilligen Zuwendungen bewendet es 
bei dem Geſetz vom 23. Februar 1870. 
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Artikel 7. 
Die Kirchengemeindeorgane bedürfen zur Führung von Prozeſſen keiner 
Ermächtigung von Seiten der Staatsbehörde. 


Artikel 8. 

Die Staatsbehörde iſt berechtigt, von der kirchlichen Vermögensverwaltung 
Einſicht zu nehmen, zu dieſem Behuf die Etats und Rechnungen einzufordern, 
ſowie außerordentliche Reviſionen vorzunehmen und auf Abſtellung der etwa ge— 
fundenen Geſetzwidrigkeiten durch Anwendung der geſetzlichen Zwangsmittel zu 
dringen. 

Weigert ſich ein Kirchenvorſtand, geſetzliche Leiſtungen, welche aus dem 
kirchlichen Vermögen zu beſtreiten ſind, oder den Pfarreingeſeſſenen obliegen, auf 
den Etat zu bringen, feſtzuſetzen oder zu genehmigen, fo iſt ſowohl die Kirchen— 
behörde, als auch die Staatsbehörde, jedoch nur unter gegenſeitigem Einvernehmen 
befugt, die Eintragung in den Etat zu bewirken und die weiter erforderlichen 
Anordnungen zu treffen. 

Veſtreiten die Gemeindeorgane die Geſetzwidrigkeit beanſtandeter Poſten 
oder die Verpflichtung zu den auf Anordnung der Kirchen- und der Staatsbehörde 
in den Etat eingetragenen Leiſtungen, ſo entſcheidet auf Klage der Gemeinde— 
organe im Verwaltungsſtreitverfahren das Oberverwaltungsgericht. 


Artikel 9. 

Durch Königliche Verordnung werden diejenigen Staatsbehörden beſtimmt, 
welche die in den Artikeln 3, 4, 5 und 8 dieſes Geſetzes erwähnten Rechte zu 
üben haben. 

Artikel 10. 

Alle dieſem Geſetze, ſowie der anliegenden Gemeindeordnung vom 11. März 
1889 entgegenſtehenden Beſtimmungen, mögen dieſelben in allgemeinen Landes⸗ 
geſetzen, in Provinzial- oder Lokalgeſetzen und Lokalordnungen enthalten, oder 
durch Obſervanz oder Gewohnheit begründet ſein, treten außer Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 2. Juni 1890. 
(L. S.) Wilhelm. 


v. Caprivi. v. Boetticher. v. Maybach. v. Goßler. v. Scholz. 
Herrfurth. v. Schelling. v. Verdy. Frhr. v. Berlepſch. 
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Kirchengemeindeordnung 
für die 
evangeliſch⸗lutheriſchen Kirchengemeinden Bornheim, Oberrad, Niederrad / 
Bonames, Niederurſel und Hauſen. 


K 

Mitglied der Kirchengemeinde iſt derjenige, welcher 

1) ſeinen Wohnſitz in der Kirchengemeinde hat und 

2) der evangeliſch-lutheriſchen Kirchengemeinſchaft angehört. 

Mitglieder der reformirten oder unirten Kirchengemeinſchaft, welche in der 
Kirchengemeinde ihren Wohnſitz nehmen und der Gemeinde beitreten zu wollen 
erklären, erhalten durch dieſe Erklärung die Rechte und Pflichten eines Ge⸗ 
meindegliedes. 

§. 2. 

Die Kirchengemeinde verwaltet ihre Angelegenheiten innerhalb der geſetz— 

lichen Grenzen ſelbſt. Organ der Verwaltung iſt der Kirchenvorſtand. 


§. 3. 
Der Kirchenvorſtand beſteht 
1) aus dem Pfarrer der Gemeinde oder deffen Stellvertreter im Pfarramt; 
2) aus einer Anzahl gewählter Kirchenälteſten. 
Sind mehrere Pfarrer in der Gemeinde angeſtellt, ſo gehören ſie ſämmtlich 
dem Kirchenvorſtande an. 8 
4. 
Die Zahl der Kirchenälteſten wird vom Konſiſtorium beſtimmt. Es ſollen 
deren nicht unter vier und nicht über acht ſein. 
Die Kirchenälteſten ſind im Hauptgottesdienſte vor der Gemeinde ein⸗ 
zuführen und durch Abnahme des nachſtehenden Gelübdes zu verpflichten: 
„Gelobt Ihr vor Gott und dieſer Gemeinde, des Euch befohlenen 
Amtes ſtets in Eintracht mit gewiſſenhafter Sorgfalt und in Ueber⸗ 
einſtimmung mit dem Worte Gottes, ſowie mit dem Bekenntniß und 
der Ordnung der Kirche und dieſer Gemeinde zu warten und mit 
rechtſchaffener Treue zu achten, daß alles ordentlich und ehrlich in der 
Gemeinde zugehe zu deren Beſſerung?“ 
Erſt mit Ablegung dieſes Gelübdes durch die Worte: 
„Ja durch die Gnade und Hülfe unſeres Herrn Jeſu Chriſti“ 
iſt der Kirchenälteſte als in das Amt eingetreten zu erachten. 
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F. 5. 

Den Vorſitz des Kirchenvorſtandes führt der Pfarrer, unter mehreren 
farrern der nach Dienſtjahren älteſte. 

Bei Erledigung des Pfarramtes oder in Fällen dauernder Verhinderung 
it ein vom Konfiftorium zu ernennender Geiſtlicher als ſtellvertretender Pfarr⸗ 
eiſtlicher in den Kirchenvorſtand ein. 

§. 6. 

Der Kirchenvorſtand verſammelt ſich zu ordentlicher Sitzung in der Regel 
Monatlich einmal an dem ein- für allemal von ihm feſtgeſetzten Tage; zu außer⸗ 
ordentlicher Sitzung, ſo oft der Vorſitzende denſelben durch ſchriftliche oder orts— 
bliche Einladung beruft. Die außerordentliche Berufung muß erfolgen, wenn 
tindeftens die Hälfte der Kirchenälteſten unter Angabe des Zweckes dieſelbe be⸗ 
ntragt. Zu den Sitzungen iſt in der Regel ein kirchliches Gebäude zu benutzen. 


8 7. 

Die Sitzungen des Kirchenvorſtandes ſind nicht öffentlich. Sie werden 
it Gebet eröffnet und in der Regel mit Gebet geſchloſſen. Jedes Mitglied des 
üirchenvorſtandes iſt verpflichtet, über alle die Seelſorge und die Kirchenzucht, 
ie Amtsthätigkeit des Pfarrers und der Kirchendiener berührenden Angelegen⸗ 
eiten, ſowie über die ſonſt als vertraulich bezeichneten Gegenſtände Verſchwiegen⸗ 
eit zu beobachten. 

$. 8. 


Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen. 
Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes iſt erforderlich, daß mehr als die Hälfte 
der Mitglieder an der Abſtimmung theilgenommen hat. Die Beſchlüſſe werden 
durch Stimmenmehrheit der Anweſenden gefaßt. Bei Stimmengleichheit ent⸗ 
cheidet die Stimme des Vorſitzenden, bei Wahlen das Loos. Mitglieder, 
elche an dem Gegenſtande der Beſchlußnahme perſönlich betheiligt find, haben 
ich der Abſtimmung zu enthalten und dürfen nur auf ausdrücklichen Wunſch 
es Kirchenvorſtandes bei der Verhandlung anweſend fein. Ueber die gefaßten 
eſchlüſſe wird ein Protokoll geführt, welches in das Protokollbuch eingetragen, 
orgeleſen und von dem Vorſitzenden ſowie mindeſtens einem Kirchenälteſten 
nterſchrieben wird. 

Dritten gegenüber werden Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes durch Auszüge 
aus dem Protokollbuche bekundet, welche von dem Vorſitzenden beglaubigt werden. 
Ausfertigungen ergehen unter der Unterſchrift des Vorſitzenden. 


F. 9. 
Der Kirchenvorſtand hat die Kirchengemeinde in ihren inneren und äußeren 
Angelegenheiten zu vertreten. 
Die Kirchenälteſten haben den Pfarrer in ſeiner pfarramtlichen Thätigkeit 
zu unterſtützen. 
(Nr. 9401.) 
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$. 10. 


Im Einzelnen beſtimmt ſich der Wirkungskreis des Kirchenvorſtandes, 
wie folgt: 
1) Der Kirchenvorſtand iſt berechtigt und verpflichtet zur Förderung chriſt— 
licher Geſinnung und Sitte und zur Handhabung der Kirchenzucht in 
der Gemeinde innerhalb der geſetzlichen Grenzen. 

Der Pfarrer bleibt in feinen geiſtlichen Amtsthätigkeiten, in Lehre, 
Seelſorge, Verwaltung der Sakramente und in feinen übrigen Minifterial 
handlungen von dem Kirchenvorſtand nach wie vor unabhängig. Nur 
wenn es der Pfarrer für nothwendig hält, ein Gemeindeglied von der 
Theilnahme an einer von ihm zu vollziehenden Amtshandlung, insbe 
ſondere vom heiligen Abendmahle zurückzuweiſen, ſo iſt er verpflichtet, 
unter ſchonender einſtweiliger Zurückhaltung des Betreffenden, dem 
Kirchenvorſtande Vorlage zu machen. Stimmt dieſer zu, ſo iſt die 
Zurückweiſung auszuſprechen, gegen welche dem Betroffenen die Be— 
rufung an das Konſiſtorium offen bleibt. Erklärt ſich der Kirchen— 
vorſtand gegen die Zurückweiſung, jo iſt der Pfarrer befugt, die Ar 
gelegenheit zur Entſcheidung an das Konſiſtorium zu bringen und die 
Vollziehung des Kirchenvorſtandsbeſchluſſes vorerſt auszuſetzen. 

2) Der Kirchenvorſtand hat inſonderheit auch für Erhaltung der gottes 
dienſtlichen Ordnung zu ſorgen und auf Heilighaltung der Sonn- und 
Feiertage zu halten. Seine Zuſtimmung iſt erforderlich, wenn eine 
dauernde Abänderung der üblichen Zeit des öffentlichen Gottesdienſtes 
oder der in der Gemeinde beſtehenden örtlichen liturgiſchen Einrichtungen 
angeordnet werden ſoll. 

Derſelbe entſcheidet über Einräumung des Kirchengebäudes zu 
Ey Fahr nicht zu den Gemeindegottesdienſten gehörigen Handlungen, 
welche der Beſtimmung des Kirchengebäudes nicht widerſprechen. 

3) Der Kirchenvorſtand iſt berechtigt und verpflichtet, Verſtöße des Pfarrers 
oder anderer ſeiner Mitglieder in ihrer Amtsführung oder ihrem Wandel 
in der Sitzung zur Sprache zu bringen. Jedoch ſteht ihm zum Zweck 
weiterer Verfolgung nur zu, dem Konſiſtorium Anzeige zu machen. 

4) Derſelbe hat die religiöſe Erziehung der Jugend zu überwachen und die 
Intereſſen der Kirchengemeinde in Bezug auf die Schule zu vertreten, 
In Beziehung auf die Katechiſation für die reifere Jugend hat der 
Kirchenvorſtand die Pflicht, den Pfarrer in Aufrechterhaltung der be 
ſtehenden Ordnung zu unterſtützen. Eine unmittelbare Einwirkung auf 
die Schule ſteht ihm nicht zu. 

Mißſtände in der religiöſen Unterweiſung der Jugend oder in 
ſittlicher Beziehung find bei den Organen der Schulverwaltung zut 
Anzeige zu bringen. 
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5) Dem Kirchenvorſtande liegt die Leitung der kirchlichen Armen⸗ und 
Krankenpflege ob. Derſelbe kann hierbei Helfer aus der Gemeinde 
(Diakone), inſonderheit aus der Zahl der Gemeindeverordneten zuziehen 
und ſich mit den bürgerlichen Armenbehörden, ſowie mit etwa beſtehenden 
freien Vereinen ins Einvernehmen ſetzen. 

6) Der Kirchenvorſtand ſtellt die Liſte der wahlberechtigten Gemeindeglieder 
auf, bereitet die Wahlen der Kirchenälteſten und Gemeindeverordneten, 
insbeſondere durch Vorſchläge für dieſelben vor, beruft die Gemeinde⸗ 
vertretung und führt die Beſchlüſſe derſelben aus. 

7) Der Kirchenvorſtand beſchließt über die beantragte Aufnahme ſolcher 
Perſonen in die Gemeinde, welche ſich im Bezirk derſelben aufhalten, 
aber wegen Mangels des Wohnſtizes die Gemeindeangehörigkeit nicht 
erworben haben. 

8) Der Kirchenvorſtand hat von eintretender Erledigung des Pfarramtes 
dem Konſiſtorium Anzeige zu machen und die desfalls ergehenden einſt⸗ 
weiligen Anordnungen zur Ausführung zu bringen, auch darüber zu 
wachen, daß während der Vakanz der Gottesdienſt und der katechetiſche 
Unterricht der Jugend gehörig wahrgenommen werde. 

9) Dem Kirchenvorſtande kommt, ſoweit Rechte oder Verpflichtungen Dritter 
nicht entgegenſtehen, die Präſentation für den Küſter⸗ und Organiſten⸗ 
dienſt, ſowie die Beſtellung der niederen Kirchendiener (Glöckner, Todten⸗ 
gräber 2c.) zu. Er übt die Dienſtaufſicht über dieſelben und das Recht 
der Entlaſſung bei kündbaren Anſtellungen aus. 

Wegen Entlaſſung im Disziplinarwege, ſowie wegen Verleihung 
und Entziehung der mit Schulſtellen verbundenen Kirchendienerſtellen 
bewendet es bei den beſtehenden Vorſchriften. 

10) Der Kirchenvorſtand ſoll in der Gemeinde die Erweckung einer lebendigen 
Theilnahme an ihren Aufgaben und Intereſſen ſich angelegen ſein laſſen 
und zu dieſem Behufe namentlich die Wünſche und Anliegen einzelner 
Gemeindeglieder willig entgegennehmen und fleißig erwägen. Auch hat 
derſelbe bei geeigneten Gelegenheiten, z. B. bei der Wahl der Kirchen⸗ 
älteſten und Gemeindeverordneten, über die zur Veröffentlichung ſich 
eignenden wichtigeren Vorgänge ſeiner Verwaltung der Gemeinde Mit⸗ 
theilung zu machen. 

11) Der Kirchenvorſtand iſt das Organ der Gemeinde gegenüber den Kirchen⸗ 
behörden. Er hat das Intereſſe der Gemeinde ſowohl durch Erledigung 
von Vorlagen der Kirchenregierung, insbeſondere auch bei Parochial⸗ 
änderungen, als auch geeignetenfalls durch Einbringung von Anträgen 
wahrzunehmen. 

12) Der Kirchenvorſtand vertritt die Gemeinde in vermögensrechtlicher Be⸗ 
ziehung in ſtreitigen wie in nicht ſtreitigen Rechtsſachen und verwaltet 
das kirchliche Vermögen einſchließlich des Bauweſens. Daſſelbe gilt 
von dem kirchlichen Stiftungsvermögen, inſoweit nicht beſondere Be⸗ 
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ſtimmungen entgegenſtehen, desgleichen von dem Pfarreivermögen, jedo 
unbeſchadet der dem Pfarrer vermöge ſeines dienſtlichen Nutzungsrecht 
zuſtehenden Verwaltungsbefugniſſe. 

Seine Zuſtimmung iſt inſonderheit auch erforderlich bei der Ver 
pachtung oder Vermiethung der den kirchlichen Beamten zum Gebrau 
oder zur Nutzung überwieſenen Grundſtücke über die Dienſtzeit des je 
weiligen Inhabers hinaus. 

13) Dem Kirchenvorſtande ſteht die Verwaltung und Beaufſichtigung de 
kirchlichen Todtenhöfe zu, unbeſchadet der beſtehenden Rechte auf Gras 
nutzung und dergleichen. Insbeſondere beſchließt derſelbe über die Ab 
gabe von Familienbegräbnißplätzen und über die Errichtung von Denk 
mälern gegen die üblichen Abgaben. 

14) Endlich ſteht dem Kirchenvorſtande die Beſchlußfaſſung über die Ver 

leihung von Kirchenſtühlen zu. 


F 
Zu jeder die Gemeinde verpflichtenden ſchriftlichen Willenserklärung des 
Kirchenvorſtandes bedarf es der Unterſchrift des Vorſitzenden oder feines Stell 
vertreters und zweier Kirchenälteſten, ſowie der Beidrückung des Kirchenſiegels. 
Hierdurch wird Dritten gegenüber die ordnungsmäßige Faſſung des Kirchen 
vorſtandsbeſchluſſes feſtgeſtellt, fo daß es eines Nachweiſes der einzelnen Erforderniſſe 
deſſelben, insbeſondere auch der erfolgten Zuſtimmung der Gemeindeverordneten, 

wo eine ſolche nothwendig iſt, nicht bedarf. 


§. 12. 

Für die Verwaltung des Kirchenvermögens hat der Kirchenvorſtand thunlichſt 
einen Kirchenälteſten oder einen Gemeindeverordneten zum Kirchenrechner zu ernennen. 

Demſelben kann eine dem Umfange der Geſchäfte entſprechende Vergütung, 
insbeſondere für ſächliche Ausgaben, bewilligt werden. 

Der Betrag wird von der Gemeindevertretung feſtgeſetzt. Auslagen ſind 
dem Kirchenrechner zu erſetzen. Wenn eine unentgeltliche Verwaltung durch einen 
Kirchenälteſten oder Gemeindeverordneten nicht zu erreichen iſt, fo kann der Kirchen 
vorſtand mit Genehmigung des Konfiftoriums einen beſoldeten Kirchenrechnungs— 
führer anſtellen. 

8 

Der Kirchenrechner hat folgende Obliegenheiten: 

a) er erhebt die Einnahmen der Kirchenkaſſe und leiſtet die Ausgaben aus 
derſelben auf Grund des Etats oder beſonderer ſchriftlicher Anweiſung 
des Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes; 

b) er legt dem Kirchenvorſtande jährlich Rechnung und hat ſich den von 
dieſem angeordneten Kaſſenreviſionen zu unterwerfen; 

e) er führt das Inventarienbuch, ſowie die nächſte Aufficht über die kirch— 
lichen Gebäude, Grundſtücke, Geräthe und ſonſtigen Inventarſtücke. 
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Wegen der zur Inſtandhaltung oder Erneuerung derſelben erforderlichen 
Lohnarbeiten, Anſchaffungen oder Bauunternehmungen hat er bei dem 
Kirchenvorſtand rechtzeitig Anträge zu ſtellen. 
Die weitere Dienſtanweiſung des Kirchenrechners wird vom Kirchen⸗ 
vorſtande getroffen. 
§. 14. 


An den geſetzlichen Verwaltungsnormen, ſowie an den den vorgeſetzten 
Kirchenbehörden oder den Staatsbehörden zustehenden Rechten der Aufſicht und 
Einwilligung zu beſtimmten Handlungen der Verwaltung wird hierdurch nichts 
geändert. 

$. 15. 


In jeder Kirchengemeinde ift durch Wahl von Gemeindeverordneten eine 
weitere Vertretung der Gemeinde zu bilden. 

Die Zahl der Gemeindeverordneten wird für jede Gemeinde vom Konſiſtorium 
feftgeftellt; dieſelbe ſoll mindeſtens zweimal fo groß fein, als die der Aelteſten, 
jedoch ſollen deren nicht über ſechsunddreißig fein. 


$. 16. 


Die Gemeindeverordneten verhandeln und beſchließen in Gemeinſchaft mit 
dem Kirchenvorſtande über die von dem letzteren zur Berathung vorgelegten 
Gegenſtände. Der Vorſitzende des Kirchenvorſtandes iſt zugleich Vorſitzender der 
Gemeindevertretung. Er beruft dieſe Verſammlung mit Angabe der Tagesordnung. 

Die Einladung muß wenigſtens an dem Tage vorher in der von dem 
Kirchenvorſtande feſtgeſtellten Form, ſie kann aber auch durch Verkündigung bei 
dem öffentlichen Hauptgottesdienſte erfolgen. 


$. 17. 


Zur Beſchlußfähigkeit der Gemeindevertretung iſt die Anweſenheit der ab⸗ 
ſoluten Mehrheit ſeiner Mitglieder erforderlich. Die Entſcheidung erfolgt nach 
Stimmenmehrheit der Anweſenden. Bei Gleichheit der Stimmen entſcheidet die 
Stimme des Vorſitzenden, und im Falle einer Wahl das Loos. Iſt auf die 
erſte ordnungsmäßige Einladung die zur Beſchlußfähigkeit erforderliche Mehrheit 
nicht erſchienen, ſo iſt eine zweite Verſammlung zu veranſtalten, in welcher die 
Erſchienenen ohne Rückſicht auf ihre Zahl zu beſchließen befugt ſind. 

Mitglieder, welche an dem Gegenſtande der Beſchlußnahme perſönlich be⸗ 
theiligt ſind, haben ſich der Abſtimmung zu enthalten und dürfen nur auf aus⸗ 
drückliche Geſtattung der Verſammlung bei der Verhandlung anweſend ſein. 

Ueber die Verhandlungen wird ein in das Protokollbuch des Kirchenvor- 
ſtandes einzutragendes Protokoll geführt, welches vorzuleſen und von dem Vor⸗ 
ſitzenden, dem erwählten Protokollführer, ſowie zwei weiteren von der Verſamm⸗ 
lung zu beſtimmenden Theilnehmern derſelben zu unterſchreiben iſt. 
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§. 18. 
Die beſchließende Mitwirkung der Gemeindeverordneten muß eintreten: 


1) bei dem Erwerb, der Veräußerung und der dinglichen Belaſtung von 
Grundeigenthum, bei der Vermiethung oder Verpachtung deſſelben auf 
länger als zehn Jahre; 

2) bei außerordentlicher Benutzung des Vermögens, welche die Subſtanz 
ſelbſt angreift, ſowie bei Kündigung und Einziehung von Kapitalien, 
ſofern ſie nicht zur verzinslichen Wiederausleihung erfolgt; 

3) bei Anleihen, welche nicht blos zu vorübergehender Aushülfe dienen 
und aus den laufenden Einnahmen derſelben Voranſchlagsperiode er- 
ſtattet werden follen; 

4) bei Anſtellung von Prozeſſen, ſoweit dieſelben nicht die Eintreibung 
fortlaufender Zinſen, Gefälle und Pachtgelder oder die Einziehung aus⸗ 
ſtehender Kapitalien, deren Zinſen rückſtändig geblieben ſind betreffen, 
und bei Abſchließung von Vergleichen; 

5) bei Neubauten oder erheblichen Reparaturen an Baulichkeiten, ſofern 
deren Koſten von der Gemeinde oder der Ortskirchenkaſſe oder von 
beiden zuſammen zu tragen ſind und nicht über die Nothwendigkeit der 
Bauausführung bereits durch die zuſtändigen Behörden entſchieden iſt. 
Für erheblich gelten Reparaturen, deren Koſtenanſchlag dreihundert Mark 
überſteigt. Im Fall des Bedürfniſſes kann die Gemeindevertretung ein» 
für allemal die Vollmacht des Kirchenvorſtandes zur Vornahme höher 
veranſchlagter Reparaturen, jedoch nicht über die Summe von tauſend 
Mark hinaus, erweitern; 

6) bei der Beſchaffung der zu den kirchlichen Bedürfniſſen erforderlichen 
Geldmittel und Leiſtungen, insbeſondere bei Feſtſetzung des Betrages 
und des Vertheilungsmaßſtabes der zu erhebenden Kirchenumlagen. 
Wird ein Beitragsfuß für die Kirchenumlagen in der Gemeinde neu 
eingeführt, oder wird eine Abänderung des beſtehenden Beitragsfußes 
von den Gemeindeorganen beſchloſſen, jo muß derſelbe nach dem Fuße 
direkter Staatsſteuern, ſoweit dieſelben perſönliche Steuern ſind, be⸗ 
ſtimmt werden. Auch ſolche Gemeindeglieder, welche geſetzlich direkte 
Staatsſteuern nicht zahlen, können zur Kirchenumlage herangezogen 
werden; 

7) bei Veränderung beſtehender und Einführung neuer Gebührentaxen, 

8) bei Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe, zur Dotirung neuer Stellen 
für den Dienſt der Gemeinde, ſowie zur dauernden Verbeſſerung des 
Einkommens beſtehender Stellen; bei dauernder Verminderung ſolcher 
auf der Kirchenkaſſe haftenden Leiſtungen, bei Verwandlung veränder— 
licher Einnahmen der kirchlichen Beamten in feſte Hebungen oder bei 
Umwandlung von Naturaleinkünften in Geldrenten, letzteres, foweit 
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nicht die Umwandlung in dem durch die Staatsgeſetze geordneten Ab⸗ 
löſungsverfahren erfolgt; 

bei Feſtſtellung des Etats und der Voranſchlagsperiode der Kirchen⸗ 
kaſſe, ſowie bei Abnahme der Rechnung und Ertheilung der Entlaſtung 
für den Kirchenrechner; der Etat iſt vor der Feſtſtellung, die Jahres— 
rechnung vor der Entlaſtung während einer Woche zur Einſicht der 
Gemeindeglieder öffentlich auszulegen, und daß, beziehungsweiſe wo 
dies geſchieht, in dem letzten vor der Auslegung ftattfindenden Haupt⸗ 
gottesdienſt zu verkünden 

bei allen Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe an andere Gemeinden 
oder zur Unterſtützung chriftlicher Vereine und Anſtalten, ſofern der 
Betrag der Einzelbewilligung fünfzig Mark überſteigt ; 

11) bei Errichtung von Gemeindeſtatuten; 

12) bei Beſtellung eines beſoldeten Kirchenrechnungsführers. 


§. 19. 
Der Kirchenvorſtand iſt befugt, zu Beſchlüſſen auch über andere Gemeinde, 
angelegenheiten die Zuſtimmung der Gemeindeverordneten einzuholen. 
In dieſem Falle dürfen die Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes nicht eher voll- 
zogen werden, als bis die Zuſtimmung ertheilt iſt. 


$. 20. 

Die für die Gemeinde feſtgeſtellte Anzahl von Gemeindeverordneten wird 
von den wahlberechtigten Gemeindegliedern nach einfacher (relativer) Stimmen⸗ 
mehrheit gewählt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 

Wahlberechtigt ſind alle konfirmirten, ſelbſtändigen über 25 Jahre alten 
männlichen Mitglieder der Gemeinde, welche mindeſtens ein Jahr in der Ge— 
meinde wohnen. 

Selbſtändig ſind diejenigen, welche einen eigenen Haushalt haben oder ein 
öffentliches Amt bekleiden, oder ein eigenes Geſchäft, oder als Mitglied einer 
Familie deren Geſchäft führen. 

Als ſelbſtändig ſind insbeſondere nicht anzunehmen diejenigen, welche unter 
Vormundſchaft oder Pflegſchaft, oder welche in Koſt und Lohn eines Anderen 
ſtehen, oder welche im letzten Jahre vor der Wahl Unterſtützung aus öffentlichen 
Mitteln oder Erlaß etwaiger kirchlicher Abgaben genoſſen haben. 

$. 21. 

Ausgeſchloſſen von Ausübung des Wahlrechts find diejenigen: 

1) welche durch Verachtung des Wortes Gottes, der Sakramente und der 
kirchlichen Trauung, oder durch unehrbaren Lebenswandel ein durch 
nachhaltige Beſſerung noch nicht geſühntes öffentliches Aergerniß ges 
geben haben 

2) welche nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte ſich befinden 
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3) welche wegen eines Verbrechens oder eines Vergehens, das die Ab⸗ 
erkennung der bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen kann, in Unter⸗ 
ſuchung ſich befinden; 

4) welche wegen Verletzung beſonderer kirchlicher Pflichten nach Vorſchrift 
eines Kirchengeſetzes des Wahlrechts verluſtig erklärt worden find; 

5) über deren Vermögen ein noch unbeendeter Konkurs ſchwebt, 

6) welche mit der Bezahlung kirchlicher Umlagen über ein Jahr im 
Rückſtande ſind. 

§. 22. 

Wählbar ſind die wahlberechtigten, von keinem der im vorigen Paragraphen 
bezeichneten Ausſchließungsgründe betroffenen Mitglieder der Gemeinde, welche 
über 30 Jahre alt und ſittlich unbeſcholten ſind, auch nicht durch Fernhaltung 
von dem öffentlichen Gottesdienſte und dem heiligen Abendmahle die Bethätigung 
ihres kirchlichen Sinnes in beharrlicher Weiſe unterlaſſen haben. 

Vater und Sohn, ſowie Brüder, dürfen nicht zugleich Gemeindeverordnete 
ſein. Ebenſo kann der Vater, Sohn oder Bruder eines Aelteſten nicht zum 
Gemeindeverordneten gewählt werden. Sind Verwandte der bezeichneten Art 
gleichzeitig gewählt, ſo muß derjenige zurücktreten, der die wenigſten Stimmen 
erhalten hat; bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 

Mindeſtens zwei Drittel der Gemeindeverordneten müſſen zu den Gemeinde⸗ 
mitgliedern gehören, welche zu den Kirchenumlagen, ſofern ſolche erforderlich ſind, 
beizutragen haben. 

$. 23. 

Der Kirchenvorſtand ordnet die Wahl der Gemeindeverordneten an und 
legt die von ihm aufgeſtellte Liſte der Wahlberechtigten an einem jedem Ge⸗ 
meindegliede zugänglichen Ort zwei Wochen lang öffentlich aus. 

Ort und Zeit der Auslegung ſind im Hauptgottesdienſte bekannt zu machen 
mit dem Bemerken, daß nach Verlauf der Auslegungsfriſt Einſprüche gegen die 
Liſte nicht mehr angebracht werden können. Nach dem Ermeſſen des Kirchen⸗ 
vorſtandes kann die Bekanntmachung auch noch auf anderem, den örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen entſprechenden Wege erfolgen. 

Die eingehenden Einſprüche hat der Kirchenvorſtand zu prüfen und nach 
Befinden die Liſte zu berichtigen. Gegen einen ablehnenden Beſcheid ſteht dem 
dadurch von der Wahl Ausgeſchloſſenen binnen zwei Wochen die Berufung an 
das Konſiſtorium zu. Durch Einlegung der Berufung wird die anſtehende Wahl 
nicht aufgehalten. Zwiſchen dem Ende der Einſpruchsfriſt und dem Tage der 
Wahl muͤſſen mindeſtens zwei Wochen in der Mitte liegen. 


$. 24. 
Die Einladung der Gemeindeglieder zur Wahl hat unter Angabe der Zeit 
und des Ortes der letzteren, ſowie der Zahl der zu wählenden Perſonen in zwei 
aufeinanderfolgenden Hauptgottesdienſten zu geſchehen. Anderweite, den örtlichen 
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Verhältniſſen entſprechende Bekanntmachungen anzuordnen, bleibt dem Kirchen⸗ 
vorſtande überlaſſen. 


§. 25. 

Die Wahl, welche, ſoweit thunlich, in einem kirchlichen Gebäude oder in 
einem Schullokale ſtattfindet, wird vom Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes ge 
leitet, welchem die übrigen Mitglieder des letzteren und erforderlichenfalls einige 
von dieſem zu bezeichnende Gemeindeglieder als Beiſitzer des Wahlvorſtandes zur 
Seite ſtehen. 

Die Wahl wird durch eine Anſprache des Vorſitzenden des Wahlvorſtandes 
eingeleitet und erfolgt in einem Akt für die ganze Zahl der zu Wählenden mittelſt 
perſönlicher Stimmgebung, welche durch mündliche Erklärung zu Protokoll oder 
durch Ueberreichung eines Stimmzettels geſchehen kann. Nur die perſönlich er 
ſchienenen Wähler ſind ſtimmberechtigt. Die Stimmzettel werden am Schluß 
der Wahlhandlung verleſen. Ueber die Wahlhandlung wird ein Protokoll auf 
genommen. Daſſelbe wird nach erfolgter Vorleſung vom Vorſitzenden und zwei 
Mitgliedern des Wahlvorſtandes unterzeichnet. 

Einfache Stimmenmehrheit entſcheidet. Bei Stimmengleichheit für zwei 
oder mehrere entſcheidet das Loos, deſſen Ziehung durch ein Mitglied des Wahl⸗ 
vorſtandes nach der Beſtimmung des Vorfigenden deſſelben geſchieht. 

Die Namen der gewählten Gemeindeverordneten find ſoweit thunlich im 
Wahltermin, jedenfalls aber an dem auf die Wahl folgenden Sonntage von 
der Kanzel zu verkünden. 


F. 26. 

Der Kirchenvorſtand hat die Wahl zu prüfen. Jedes wahlberechtigte 
Gemeindemitglied iſt befugt, Einwendungen gegen dieſelbe vor Ablauf der Woche, 
in welcher die Verkündung des Wahlreſultats von der Kanzel ſtattgefunden hat, 
vorzubringen. 

Werden Einwendungen vorgebracht, oder hat der Kirchenvorſtand ſelbſt 
Bedenken gegen eine Wahl, ſo darf der Gewählte bis zur Erledigung der An⸗ 
ſtände an den Verſammlungen der Gemeindevertretung nicht theilnehmen. 

Ueber die Gültigkeit der Wahl entſcheidet in erſter Inſtanz der Kirchen⸗ 
vorſtand und auf eingelegte Berufung, welche von Zuſtellung der Entſcheidung 
an innerhalb einer Friſt von vierzehn Tagen bei dem Kirchenvorſtande einzulegen 
iſt, das Konſiſtorium endgültig. Verſäumung der Friſt bewirkt, daß eine ab⸗ 
ändernde Entſcheidung der Berufungsinſtanz für die ſtattgehabte Wahl ohne Be⸗ 
deutung bleibt. 

$. 27. 

Das Amt eines Gemeindeverordneten kann nur abgelehnt oder nieder- 
gelegt werden: 

1) von denjenigen, welche dieſes Amt ſchon ſechs Jahre bekleidet haben, 

wenn ſeit dem Austritte ſechs Jahre noch nicht verfloſſen find; 
(Nr. 9401.) 
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2) bei einem Lebensalter von mehr als 60 Jahren; 

3) wegen anderer erheblicher Entſchuldigungsgründe, z. B. Kränklichkeit, 
häufige Abweſenheit, Dienſtverhältniſſe, welche mit dem Amte un— 
vereinbar ſind. 

Ueber die Erheblichkeit und thatſächliche Richtigkeit der vorgebrachten Gründe 
entſcheidet der Kirchenvorſtand und auf eingelegte Berufung, für welche von Zu— 
ſtellung der Entſcheidung an eine Ausſchlußfriſt von vierzehn Tagen läuft, das 
Konſiſtorium endgültig. 

Wer ſich nach Verwerfung ſeines Entſchuldigungsgrundes weigert, das 
Amt eines Gemeindeverordneten zu übernehmen oder fortzuführen, verliert das 
kirchliche Wahlrecht; daſſelbe kann ihm auf ſein Geſuch vom Kirchenvorſtande 
wieder beigelegt werden, jedoch nicht vor Ablauf der Zeit, für welche er ge— 
wählt war. 

$. 28. 

Iſt für die Gemeindeverordnetenwahl zweimal vergeblich Termin abgehalten, 
weil Wahlberechtigte nicht erſchienen ſind oder die Erſchienenen die Vornahme der 
Wahl geweigert haben, oder weil die Wahl auf geſetzlich nicht wählbare Perſonen 
gefallen iſt, ſo hat der Kirchenvorſtand die Gemeindeverordneten zu ernennen. 
Iſt die Wahl nur zum Theil auf geſetzlich nicht wählbare Perſonen gefallen, ſo 
beſchränkt ſich das Ernennungsrecht des Kirchenvorſtandes auf deren Erſetzung 
durch wählbare Perſonen. 

Auf ernannte Gemeindeverordnete finden die Beſtimmungen des $. 27 ſinn— 
gemäße Anwendung. 

§. 29. 

Das Amt der Gemeindeverordneten dauert ſechs Jahre. Von drei zu drei 
Jahren ſcheidet die Hälfte aus. Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar und 
bleiben jedenfalls bis zum Eintritt ihrer Nachfolger im Amt. Die Ausſcheidenden 
werden das erſte Mal durch das Loos beſtimmt, ſpäter entſcheidet die Amtszeit. 


$. 30. 

Iſt das Amt eines Gemeindeverordneten außer der Zeit erledigt, fo wählt 
die Gemeindevertretung für die Reſtzeit der Amtsdauer des Ausgeſchiedenen einen 
Erſatzmann. 

Die Entlaſſung eines Gemeindeverordneten erfolgt: 

1) wegen Verluſtes einer zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenfchaft; 

2) wegen grober Pflichtwidrigkeit. 

Die Entlaſſung erfolgt nach Anhörung des Angeſchuldigten und des 
Kirchenvorſtandes durch das Konſiſtorium. Durch Einlegung der Berufung wird 
die Vollſtreckung der angefochtenen Entſcheidung aufgehalten. Das Konſiſtorium 
iſt jedoch befugt, vorläufig die Suspenſion des Gemeindeverordneten auszuſprechen. 
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9. 31. 

Die Geſammtheit der Gemeindeverordneten kann wegen beharrlicher Ver— 
nachläſſigung ihrer Pflichten oder fonftiger grober Pflichtwidrigkeit vom Konſiſtorium 
ihres Amtes enthoben werden. Bis zur Neuwahl der Gemeindeverordneten, welche 
innerhalb zweier Monate vom Kirchenvorſtande auszuſchreiben iſt, gehen die Rechte 
der Gemeindevertretung auf den Kirchenvorſtand über. 

Das Konſiſtorium kann in ſolchem Falle den bisherigen Gemeindeverord— 
neten die Wählbarkeit für die anſtehende Wahl entziehen. 


$. 32. 

Für die Wahl der Kirchenälteſten können von dem Kirchenvorſtande den 
Gemeindeverordneten ſchriftlich oder mündlich Vorſchläge gemacht werden. Unter 
Leitung des Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes werden dann von der Gemeinde— 
vertretung nach abſoluter Stimmenmehrheit der bei dem Wahlakt erſchienenen 
Mitglieder durch geheime Stimmenabgabe die Kirchenälteſten mittelſt Wahlzettel 
gewählt, auf welche die Namen aller Derer zu ſchreiben find, die zu Kirchen⸗ 
älteſten vorgeſchlagen werden. 

Inſoweit bei der erſten Abſtimmung eine abſolute Stimmenmehrheit nicht 
erzielt wird, wird zu einer zweiten Wahl geſchritten, bei welcher einfache (relative) 
Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit aber das Loos entſcheidet. Sofern Ein- 
ſtimmigkeit herrſcht, iſt jedoch eine Akklamationswahl zuläſſig. 


§. 33. 

Wählbar find alle zu Gemeindeverordneten wählbaren Mitglieder der Ge 
meinde ($. 22), welche als Männer von bewährtem chriftlichen Sinne, kirchlicher 
Einſicht und Erfahrung einen guten Ruf in der Gemeinde haben. 

Großvater und Enkel, Vater und Sohn oder Schwiegerſohn, ſowie Brüder 
können nicht zugleich Mitglieder des Kirchenvorſtandes ſein, auch kann der Vater, 
Schwiegervater, Sohn oder Bruder eines Gemeindeverordneten nicht zum Kirchen⸗ 
älteſten gewählt werden. In beſonderen Fällen kann jedoch das Konſiſtorium 
von letzterer Beſtimmung dispenſiren. 

Sind Verwandte der bezeichneten Art gleichzeitig zu Aelteſten gewählt, ſo 
muß derjenige zurücktreten, welcher die wenigſten Stimmen erhalten hat; bei 
Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 

Mindeſtens zwei Drittel der Aelteſten müſſen zu den Gemeindegliedern 
gehören, welche zu den Kirchenumlagen, ſofern ſolche erforderlich find, bei⸗ 
zutragen haben. 

F. 34. 

Die Namen der gewählten Kirchenälteſten ſind an dem auf die Wahl fol— 
genden Sonntage der Gemeinde von der Kanzel zu verkünden. Der Kirchen— 
vorſtand hat von Amtswegen die Wahl zu prüfen. Jedes wahlberechtigte Ge— 
meindemitglied iſt befugt, Einwendungen gegen die Wahl vor Ablauf der Woche, 
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in welcher die Verkündigung der Wahl ftattgefunden hat, bei dem Kirchenvorſtande 
anzubringen. Ueber die Einwendungen entſcheidet das Konſiſtorium. Verſäummniß 
der Friſt bewirkt, daß eine abändernde Entſcheidung für die ſtattgehabte Wahl 
ohne Bedeutung bleibt. 

§. 35. 

Das Amt der Aelteſten dauert zwölf Jahre; die Beſtimmungen des F. 29 
finden ſinngemäße Anwendung. Die Wahl der neuen Mitglieder des Kirchen— 
vorſtandes erfolgt in der erſten Sitzung, welche die Gemeindevertretung nach der 
mit dem Ablauf der Amtszeit der Kirchenälteſten zuſammenfallenden regelmäßigen 
Erneuerungswahl abhält. 

Die Beſtimmungen der $$. 27 und 30 über Ablehnung und Niederlegung 
des Amtes, ſowie über Erſatzwahl und Entlaſſung finden auch auf das Kirchen— 
älteſtenamt ſinngemäße Anwendung. 


$. 36. 

Verweigert die Gemeindevertretung die Wahl der Kirchenälteſten, oder iſt 
dieſelbe auf geſetzlich nicht wählbare Perſonen gefallen, ſo hat für das Mal das 
Konſiſtorium die Aelteſten zu ernennen. Sind nur zum Theil geſetzlich nicht 
wählbare Perſonen gewählt, ſo ſind nur an deren Stelle andere zu ernennen. 


§. 37. 

Ein Kirchenvorſtand, welcher beharrlich ſeine Pflichten vernachläſſigt oder ver— 
weigert, kann vom Konſiſtorium aufgelöſt werden. In dieſem Falle hat das 
Konſiſtorium ſogleich eine Neuwahl der Aelteſten durch die Gemeindeverordneten 
auszuſchreiben. 

Das Konſiſtorium kann dabei den bisherigen Aelteſten die Wählbarkeit für 
die anſtehende Wahl entziehen. 

$. 38. 

Das in den beſtehenden Geſetzen begründete Recht, ſowohl der Staats— 
behörden als der vorgeſetzten Kirchenbehörden, die Gemeinde und ihre Organe zu 
einer pflichtmäßigen Thätigkeit anzuhalten, zu dieſem Behufe ihnen Weiſungen zu 
ertheilen und erforderlichenfalls die geſetzlich ſtatthaften Zwangsmittel anzuwenden, 
erfährt durch dieſe Ordnung keine Veränderung. 
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